
   

Finanzausschuss 
Protokoll  Nr. FINA/04/2009 

 
über die öffentliche Sitzung am 26.05.2009, 

Rathaus, Sitzungszimmer 601 
 

Beginn : 19:30 Uhr 
Ende : 22:15 Uhr 
 
Anwesend 
 
Vorsitz  
 
Herr Tobias Koch  
 
Stadtverordnete  
 
Herr Christian Conring  
Herr Rolf Griesenberg  
Herr Detlef Levenhagen  
Herr Horst Marzi  
 
Bürgerliche Mitglieder  
 
Herr Dieter Brandt  
Herr Michael Stukenberg - beratend - 
 
weitere Stadtverordnete, Beiratsmitglieder  
 
Herr Werner Bandick - bis inkl. TOP 8 - 
Herr Klaus Butzek - Seniorenbeirat - 

- bis TOP 9 - 
Frau Gisela Dietterlein - Seniorenbeirat (nur öffentl. Teil ) 

- 
Herr Hauke Feldvoss - KiJuB (nur öffentl. Teil) - 
Frau Monja Löwer - bis inkl. TOP 8 - 
Frau Karen Schmick - bis inkl. TOP 7 - 
 
Verwaltung  
 
Frau Angela Haase - Protokollführerin - 
Herr Horst Kienel - Berichterstatter - 
Frau Stefanie Mellinger - bis inkl. TOP 8 - 
Frau Susanne Philipp-Richter - stellv. Bürgermeisterin - - bis 

inkl. TOP 8 - 
 
Es fehlen entschuldigt 
 
Stadtverordnete  
 
Frau Birte Voss  
 
 
Die Beschlussfähigkeit ist gegeben. 



   

 
 
Behandelte Punkte der Tagesordnung: 
 
1. Begrüßung und Eröffnung der Sitzung 
  
2. Festsetzung der Tagesordnung 
  
3. Einwohnerfragestunde 
  
4. Genehmigung des Protokolls Nr. 03/2009 vom 28.04.2009 
  
5. Bericht über die allgemeine Finanzlage der Stadt 
  
6. Rückkaufverpflichtung im Gebiet "Erlenhof" 

- Sachstandsbericht und weiteres Vorgehen 
2009/001/1

  
7. Pavillon Rathausplatz 39 2009/068
  
8. Aktualisierung des Leitbildes für Ahrensburg sowie der strate-

gischen Ziele für die Entwicklung der Stadt 
- Ergebnisse aus der Zukunftswerkstatt - 

2009/033

  
9. Änderung der Verwaltungsgebührensatzung 2009/046
  
10. Änderung der Bewilligungsbedingungen der Stadt Ahrensburg 2009/045
  
11. Breitbandanbindung der Gewerbegebiete 

- Feststellung der Anforderungsprofile - 
2009/064

  
12. Verschiedenes 
  
12.1. Erweiterte Räume für den Kinder- und Jugendbeirat 

- Einladung - 
  
13. Kenntnisnahmen 
  
13.1. Anschaffung eines Notstromaggregats für das Rathaus 
  
13.2. Weitere Nutzung der Holzhäuser Reeshoop 55 c (Vorlagen-

Nr. 2008/ 131) 
  
 
 



   

 
1 Begrüßung und Eröffnung der Sitzung 
  
 Der Vorsitzende, Herr Koch, begrüßt die Anwesenden – insbesondere auch 

die zahlreichen Einwohnerinnen und Einwohner – und eröffnet die heutige 
Sitzung des Finanzausschusses. 
 
Frau Dietterlein erklärt, dass Sie heute das letzte Mal als Mitglied des Senio-
renbeirates an einer Finanzausschusssitzung teilnehme, da sie für den Senio-
renbeirat nicht erneut kandidiert hat. Herr Koch dankt ihr, genauso wie dem 
wiedergewählten Vorsitzenden des Seniorenbeirats, Herrn Butzek, für die ge-
leistete Arbeit in der vergangenen Periode des Seniorenbeirates.  
 

  
  
2 Festsetzung der Tagesordnung 
  
 Herr Marzi beantragt, die Punkte 6, 7, 10 und 11 zu vertagen. Seine Fraktion 

habe noch Beratungsbedarf, da die Unterlagen überwiegend erst in der ver-
gangenen Woche zugesandt wurden. Der Ausschussvorsitzende geht hierauf 
ein und führt aus, dass der Tagesordnungspunkt „Rückkaufverpflichtung im 
Gebiet ’Erlenhof’“ nahezu deckungsgleich ist mit der bisher nichtöffentlichen 
Vorlage 2009/ 001, da die Daten nur anonymisiert wurden. Die Vorlage ist 
somit seit dem Januar 2009 bekannt.  
 
Für die Vorlage zu TOP 7 „Pavillon Rathausplatz 39“ gilt, dass diese Thematik 
ebenfalls seit mehreren Monaten erörtert wird und die interessierten Bürger 
zu Recht eine Entscheidung erwarten. Frau Löwer merkt an, dass das Mar-
stall-Konzept ihr bisher noch nicht bekannt war. Der Vorsitzende ergänzt, 
dass der Finanzausschuss im Rahmen seiner Zuständigkeit nur eine Empfeh-
lung zum Kostenrahmen und zum Nutzungsvertrag geben könne. Zum Nut-
zungskonzept liegt die inhaltliche Entscheidung beim Bildungs-, Kultur- und 
Sportausschuss, der seines Erachtens zum Konzept noch keine Empfehlung 
getroffen habe. Inhaltlich könne die Entscheidung zur Zukunft des Pavillons 
Rathausplatz 39 jedoch heute vorbereitet werden.  
Es wird beantragt, zur Vertagung der einzelnen Tagesordnungspunkte eine 
Einzelabstimmung durchzuführen. 
 
Antrag: Tagesordnungspunkt 6 „Rückkaufverpflichtung im Gebiet ’Erlen-

hof’“ (Vorlagen-Nr. 2009/ 001/1) ist zu vertagen. 
 
Abstimmungsergebnis:   1 dafür 
      5 dagegen 
 
 
Antrag: Tagesordnungspunkt 7 „Pavillon Rathausplatz 39“ (Vorlagen-Nr. 

2009/ 068) ist zu vertagen. 
 
Abstimmungsergebnis:   1 dafür 
      4 dagegen 
      1 Enthaltung 



   

 
 
Antrag: Tagesordnungspunkt 10 „Änderung der Bewilligungsbedingungen 

der Stadt Ahrensburg“ (Vorlagen-Nr. 2009/ 045) ist zu vertagen. 
 
Abstimmungsergebnis:   3 dafür 
      3 Enthaltungen 
 
 
Damit wird dieser Tagesordnungspunkt vertagt.  
 
 
Antrag: Tagesordnungspunkt 11 „Breitbandanbindung der Gewerbegebiete 
- Feststellung der Anforderungsprofile –„ (Vorlagen-Nr. 2009/ 064) ist zu ver-
tagen. 
 
Abstimmungsergebnis:   1 dafür 
      3 dagegen 
      2 Enthaltungen 
 
 
Damit bleiben die Tagesordnungspunkte 6, 7 und 11 auf der Tagesordnung. 
Der Vorsitzende regt an, die Tagesordnungspunkte ehemals 7 und 8 vor Ta-
gesordnungspunkt 6 „Aktualisierung des Leitbildes“ zu behandeln. Beide 
Themen sind in diesem Rahmen ebenfalls relevant, sodass die Empfehlung 
direkt in Stellungnahmen einfließen könnte. Diese Anregung wird aufgegriffen 
(die Tagesordnungspunkte sind in der behandelten Reihenfolge im Protokoll 
dargestellt).  
 
Mit diesen Änderungen wird die Tagesordnung festgesetzt.  
 
 

  



   

 
  
3 Einwohnerfragestunde 
  
 Eine Einwohnerin äußert sich verärgert über den Zustand der Radwege in 

Ahrensburg, insbesondere aber über die Situation für die Radfahrer am Ron-
deel und in der Hagener Allee.  
Der Vorsitzende führt aus, dass auf Antrag von BÜNDNIS 90/ Die Grünen 
statt wie in den Vorjahren nur 50.000 € im Haushalt 2009  200.000 € für die 
Erstellung eines Radwegekonzeptes bereitgestellt worden sind. Die Einwoh-
nerin zweifelt den Sinn von Konzepten an, sie fordere tatsächliche Verbesse-
rungen. Der Vorsitzende entgegnet, dass in diesem Betrag auch Baukosten 
enthalten sind und regt an, das Anliegen im Umweltausschuss bzw. Bau- und 
Planungsausschuss vorzutragen, diese Ausschüsse seien zuständig.  
 
Die Einwohnerin teilt ferner mit, dass sie der Auffassung sei, beim badlantic 
seien die Energiekosten bei der Bauausführung zu wenig berücksichtigt wor-
den. Sie fordert trotz des hohen Defizits langfristig den Erhalt des Bades und 
Investitionen in dieses städtische Eigentum. Der Vorsitzende teilt mit, dass die 
Stadt 2009 ein Defizit von rd. 1,7 Mio. € trage, der Bestand stehe dennoch 
nicht infrage.  
Der Berichterstatter ergänzt, dass im Rahmen des Konjunkturprogramms II 
rd. 880.000 € für die Dach- und Fassadensanierung des badlantic beantragt 
worden sind. Die Einwohnerin zweifelt dieses Programm an, da es auf einer 
Neuverschuldung basiere, die auf allen Ebenen (Bund, Land, Kommune etc.) 
zu vermeiden sei.  
Der Vorsitzende räumt dieses ein, es sei jedoch eine Frage der Prioritäten-
setzung. Er verweist im Hinblick auf die konjunkturelle Lage auf das Problem 
des Nachtragshaushalts, der letztlich festlege, welche Maßnahmen die Stadt 
finanzieren und damit umsetzen kann.  
 
Im Hinblick auf die Frage von Neuverschuldung fragt die Einwohnerin nach, 
ob es möglich sei, eine Neuverschuldung generell zu vermeiden.  
Der Vorsitzende entgegnet, dass hierbei sowohl konsumtive wie auch investi-
ve Ausgaben zu betrachten sind. Eine Neuverschuldung werde nach Möglich-
keit grundsätzlich vermieden. Dieses ist in den vergangenen Jahren auch ge-
lungen. 
 
Herr Stukenberg ergänzt für die FDP, dass diese dem Wähler versprochen 
habe, dass keine Neuverschuldung erfolgen werde. Dieses gelte auch trotz 
zusätzlicher Aufwendungen für das Konjunkturprogramm II.  
 
 

  



   

 
  
4 Genehmigung des Protokolls Nr. 03/2009 vom 28.04.2009 
  
 Es wird geklärt, dass die Stadtverordnete Voss in der vergangenen Sitzung 

tatsächlich durchgehend nicht anwesend war. Das Protokoll gibt dieses richtig 
wieder.  
 
Korrigiert wird die Angabe zu TOP 7 „Bericht zum Konjunkturprogramm II“. Im 
letzten Absatz muss es korrekt heißen: 
 
Zur Fenstersanierung des Rathauses bzw. dem Wärmeverbrauch des Rat-
hauses wird auf Nachfrage ausgeführt, dass das Rathaus gegenwärtig einen 
Erdgasverbrauch von 700.000 kWh pro Jahr habe. Nach der Sanierung 
schätzt der Fachdienst Zentrale Gebäudewirtschaft den Gasverbrauch auf nur 
noch 400.000 kWh.  
 
Mit dieser Korrektur wird das öffentliche Protokoll genehmigt. 
 
Anmerkung der Verwaltung 
 
Eine Korrektur zum nichtöffentlichen Protokoll des Finanzausschusses erfolgt 
unter TOP 14.1. 
 

  
  
5 Bericht über die allgemeine Finanzlage der Stadt 
  
 Auf den städtischen Konten sind zurzeit 1,46 Mio. € verfügbar. Daneben be-

steht ein Tagegeld in Höhe von 13,0 Mio. €. Hierin wirkt sich der Steuertermin 
vom 15.05.2009 aus.  
 
Den Beständen stehen bis zur 26. KW Ausgaben von rd. 4,8 Mio. € gegen-
über für insbesondere die Zahlung der Kreisumlage, Gehälter sowie der Defi-
zitdeckung an die Bad GmbH (jeweils zweimal). An liquiden Mitteln stehen 
somit Ende Juni 2009 rd. 9,65 Mio. € zur Verfügung. Die Liquidität ist damit 
durchgehend vorhanden. 
 
Herr Levenhagen erkundigt sich nach den Gewerbesteuereinnahmen. Der 
Berichterstatter führt aus, dass einem Haushaltssoll von 22 Mio. € zurzeit ein 
Anordnungssoll von 21,7 Mio. € Gewerbesteuer gegenübersteht. Somit be-
steht derzeit kein Bedarf, im Rahmen eines Nachtragshaushalts die Gewer-
besteuern zu reduzieren. Dieses könne sich aber bis zum tatsächlichen Be-
schluss eines Nachtragshaushalts 2009 noch ändern. Ferner wird berichtet, 
dass die Steuerschätzung des Bundes für die Stadt Ahrensburg bei dem An-
teil an der Einkommensteuer eine Reduzierung von 1,5 Mio. € ergeben hat. 
Unter Berücksichtigung einer Überzahlung für das Jahr 2008 ist der Einkom-
mensteueranteil von 13,8 auf 12,08 Mio. € zu reduzieren.  
 
Erinnert wird auch daran, dass die Stadt Ahrensburg keine Nachzahlung der 
Konzessionsabgabe Gas erhalten wird. Ferner sind Grundstückseinnahmen, 



   

die für 2009 eingeplant waren, in dieser Höhe nicht realisierbar.  
 
Daher wird erwogen – in Abstimmung mit den Fachdiensten - eine Haushalts-
sperre insbesondere für den investiven Bereich auszusprechen. Auch die 
einmaligen Unterhaltungsaufwendungen sind hierbei nicht auszusparen.  
 
Der Vorsitzende erkundigt sich nach dem Zeitplan für einen Nachtragshaus-
halt. Der Berichterstatter teilt mit, dass dieser aufgrund der Lage der Sommer-
ferien erst nach der Sommerpause verabschiedet werden kann. Die Fachbe-
reiche wurden gebeten, bis zum 15.06.2009 Veränderungsmeldungen zu be-
nennen.  
Der Vorsitzende regt an, die Sitzung des Finanzausschusses im September 
2009 auf Anfang September vorzuverlegen. Er bittet ferner, über die Positio-
nen der Haushaltssperre den Finanzausschuss in der kommenden Sitzung zu 
informieren.  
 
 

  



   

 
  
6 Rückkaufverpflichtung im Gebiet "Erlenhof" 

- Sachstandsbericht und weiteres Vorgehen 
2009/001/1

  
 Es handelt sich um die Vorlage 2009/ 001 unter Wegfall der geschützten Da-

ten (bisher nichtöffentliche Vorlage). Ferner enthält diese Vorlage einen Be-
schlussvorschlag für die Aufstellung eines Rahmenplanes und die zeitnahe 
Aufstellung eines Bebauungsplanes für den südlichen Teil des Erlenhofes. 
Vermieden werden soll der Rückkauf einer Fläche über 129.178 m².  
 
Herr Griesenberg verweist auf den Antrag seines Fraktionskollegen, Herrn 
Möller, in dem dieser bereits 2005 die Aufstellung eines Rahmenplanes – vor 
einem Bebauungsplan – beantragt habe.  
 
Herr Bandick erkundigt sich nach dem Kontakt zur LEG. Der Berichterstatter 
teilt mit, dass in der Regel wöchentlich sich diese zum Sachstand erkundige 
und heute Herr Göttsche von der LEG unter den anwesenden Interessenten 
sei und für Fragen zur Verfügung stehe.  
 
Herr Levenhagen erklärt, dass er für die Bebauung eintrete. Es sei nicht ver-
tretbar, mehr als 4 Mio. € für eine reine Ackerfläche – ohne Erschließungs-
möglichkeit – einzusetzen. Er erkundigt sich, ob sein Eindruck zutreffend sei, 
dass auch andere Flächen entwickelt werden sollen. Dieses wird bejaht. 
 
Herr Brandt weist darauf hin, dass seines Erachtens die Verzinsung der LEG 
zu hoch berechnet sei. Dieses Thema wird im nichtöffentlichen Teil vertieft 
(vgl. TOP 14.1 dieses Protokolls). 
 
Frau Löwer fragt nach, ob – siehe Anlagen 1 und 4 der Vorlage – auch mit 
den Besitzern der privaten Flächen Verhandlungen geführt wurden. Dieses 
wird von Herrn Göttsche/ LEG bestätigt. Die letzten Gespräche seien vor rd. 
zwei Jahren erfolgt. Beide Eigentümer seien mit einer Überplanung ihrer Flä-
chen einverstanden gewesen. Ob diese Flächen Hofflächen bleiben oder ver-
äußert werden, sei noch nicht entschieden gewesen. Für die Aufstellung ei-
nes Rahmenplanes sei dieses aber auch nicht relevant.  
 
Herr Stukenberg äußert, dass die FDP in ihrem Wahlprogramm erklärt habe, 
nicht für die Bebauung des Erlenhofgeländes einzutreten. Die FDP sei gegen 
„Großprojekte“. Er halte es für fahrlässig, sich in den vergangenen Jahren mit 
dem Sachverhalt nicht intensiv befasst zu haben. So sei jetzt dieser Hand-
lungsdruck begründet.  
 
Frau Löwer erinnert daran, dass im Bau- und Planungsausschuss die Aufstel-
lung eines Bebauungsplanes kritisch gesehen wurde. Die Verdichtung solle 
im Rahmenplan festgelegt werden. Hierzu stellt Frau Mellinger klar, dass es 
fachlich ein Planerfordernis gebe. Ein Bebauungsplan könnte somit aufgestellt 
werden. Es sei jedoch sinnvoll, die grundlegende Zielsetzung (Erschließung 
u. a.) in einem Rahmenplan festzulegen. Der Vorsitzende spricht sich dafür 
aus, diese Fragen dem Bau- und Planungsausschuss zu überlassen. Dieser 
befasse sich am 17.06.2009 mit dem Thema. Aufgabe des Finanzausschus-



   

ses sei es, eine Rückkaufverpflichtung zu vermeiden und alle dafür erforderli-
chen Schritte festzulegen. 
 
Anmerkung der Verwaltung  
Der Bau- und Planungsausschuss berät am 17.06.2009 zur Vorlage 2009/ 
069 „Rahmenplanung Erlenhof“ – Vorschlag zum Planungsverfahren -.  
 
 
Vor der Abstimmung bittet Herr Brandt, diese in den nichtöffentlichen Teil der 
heutigen Sitzung zu verschieben. Der Berichterstatter weist darauf hin, dass 
heute ein Signal für die weitere Beratung des Bau- und Planungsausschus-
ses, aber auch für die Stadtverordnetenversammlung erfolgen sollte. Es wird 
erörtert, dass auch eine fehlerhafte Berechnung der LEG nicht so gravierend 
ausfallen könnte, dass die grundsätzliche Empfehlung, für dieses Gebiet ei-
nen städtebaulichen Rahmenplan zu erarbeiten, hinfällig werde.  
 
Daher kommt der Finanzausschuss einstimmig überein, im öffentlichen Teil 
einen Beschluss zur Vorlage Nr. 2009/ 001/1 zu fassen. 
 
Abstimmungsergebnis:   4 dafür 
      1 dagegen 
      1 Enthaltung 
 
 
 

  



   

 
  
7 Pavillon Rathausplatz 39 2009/068
  
 Der Stadtverordnete Griesenberg war als Architekt seinerzeit bei der Errich-

tung des Pavillons tätig. Da ihm durch die Sanierung bzw. Entscheidungen 
zur Nutzung jedoch kein unmittelbarer Vor- oder Nachteil entsteht, wird eine 
Befangenheit im Sinne des § 22 Gemeindeordnung Schleswig-Holstein nicht 
gesehen. Er nimmt an der Beratung und Beschlussfassung teil.  
Der Berichterstatter verteilt ergänzend zur Vorlage das Konzept der Info-
Quelle (kurzes Konzept vom 25.05.2009, Anlage 1). 
Er teilt auf Nachfrage mit, dass der Nutzungsvertrag durch ZGW erarbeitet 
und von dem Fachbereichsleiter II durchgesehen worden sei. Er erinnert, 
dass der zeitnahe Abbruch des Rathauspavillons angedacht war (Vorlagen-
Nr. 2008/ 180). Nunmehr werde eine übergangsweise Nutzung, die jedoch 
einen Finanzbedarf von 140.000 € für Elektroinstallationen, eine Heizkessel-
erneuerung und energetische Fassadensanierungen auslöse, vorgeschlagen. 
Zu korrigieren sei der Tippfehler auf Seite 4 der Vorlage. Bei den gerundeten 
Kosten handele es sich um 8.500 € p. a. (statt 9.500 € p. a.). 
Der Aufwand von 140.000 € könne nicht nur eine Nutzung für zwei Jahre be-
deuten, sondern müsse seines Erachtens mindestens ein Zeitfenster von fünf 
bis sechs Jahren umfassen. Sofern die Nutzung angenommen werde, sei der 
Pavillon als Bestandsgebäude anzusehen und bei zukünftigen Planungen zu 
berücksichtigen. 
Herr Levenhagen äußert, dass die Kosten in Relation zu den Abbruchkosten 
(125.000 €) stehen. Er sehe aber die Risiken einer dauerhaften Nutzung bis 
2014, das Risiko der kurzen Kündigungsfrist von nur drei Monaten und ferner 
sollten Schönheitsreparaturen seines Erachtens die Nutzer tragen.  
Herr Griesenberg bezieht sich auf Seite 4 der Vorlage, wonach folgende Zeit-
planung möglich sei: 
● Bau eines Parkhauses in den Jahren 2011/ 2012 und daran anschlie-
ßend  
● die Umgestaltung des Rathausplatzes in den Jahren 2013/ 2014. 
Diese Zeitplanung ist s. E. unrealistisch kurz. Die Bebauung des Rathausplat-
zes hänge auch zusammen mit dem Erbbauberechtigten der darunter liegen-
den Tiefgarage, der sich mit einer Entwicklung „schwer tue“. Der Pavillon sei 
– sollte die Initiative nicht die Jahre bis 2014 durchhalten – jederzeit gewerb-
lich vermietbar.  
Der Berichterstatter erklärt auf Nachfrage, dass sich Herr Dr. Tuch bei beiden 
Initiativen („Info-Quelle“ / „Kulturzentrum Marstall“) engagiert.  
Herr Feldvoss geht auf das ursprüngliche Anliegen des Konzeptes Info-Quelle 
ein, wonach es keine umfangreiche Sanierung des Pavillons Voraussetzung 
für dessen Nutzung sei. Ein Ansatz von 15.000 € für Reparaturen und Einrich-
tung erscheine nach dem Konzept der Info-Quelle ausreichend. Daneben ent-
stehen laufende Betriebskosten, welche die Stadt tragen solle. Der Aus-
schuss weist darauf hin, dass unter diesem Aspekt für die Nutzer die energe-
tische Seite ohnehin uninteressant sei. Einige Ausschussmitglieder plädieren 



   

für eine energetische Sanierung. Die Stadt würde bei Wiedereröffnung ohne 
umfangreichere Sanierung „zum Fenster hinaus heizen“. 
Dennoch wird deutlich, dass der Ausschuss 140.000 € Sanierungskosten für 
rd. 100 m² und eine Nutzung von evtl. nur begrenzter Zeit als deutlich zu hoch 
erachtet. Frau Schmick unterstützt die Initiatoren und tritt dafür ein, Baumaß-
nahmen zunächst zurück- und stattdessen die baldige Nutzung des Pavillons 
in den Vordergrund zu stellen. Der Berichterstatter weist darauf hin, dass un-
ter diesen Umständen das Kulturzentrum Marstall sein Interesse wohl zurück-
ziehe. Ferner führt er aus, dass das Konzept der Info-Quelle nur von einer 
Öffnung stundenweise an zwei Tagen/ Woche ausgehe.  
Frau Löwer fragt nach, warum kein Nutzungsentgelt (§ 4 des Vertragsentwur-
fes) erhoben wird. Hierzu entgegnete ein Ausschussmitglied, dass es sich 
auch um ein Vermarktungskonzept für die Stadt mit ehrenamtlichem Enga-
gement – und ggf. personeller Unterstützung durch städtische hauptamtliche 
Kräfte – handele und die Stadt als Gesamtheit von der Tätigkeit indirekt profi-
tiere. Der Berichterstatter weist darauf hin, dass –  egal, welcher Nutzer – bei 
Festsetzung eines Nutzungsentgeltes voraussichtlich danach einen Zu-
schussantrag stellen werde.  
Der Berichterstatter weist ferner darauf hin, dass die Stadt Eigentümerin der 
Liegenschaft sei und insofern grundsätzlich bei Gewährung der Nutzung an 
Dritte ein sicheres Gebäude zu übergeben habe. Dieses bedeute, dass an 
den Versorgungs- und Elektroanlagen sowie der Heizungsanlage keine nicht-
fachkundige Person hantieren dürfte. Die Elektroanlage des Pavillons sollte 
vor einer neuen Nutzung saniert und modernisiert werden. Mit den ungeprüft 
von der Info-Quelle genannten Kosten von 15.000 € sei es keinesfalls getan. 
Ferner sei wegen der umfangreichen Unterhaltungsarbeiten gegenüber einem 
sanierten Gebäude der Bauhof wohl häufiger „Gast“ im Pavillon. Dieses sei 
weiterer Aufwand, der von der Stadt zu zahlen sei.  
Der Vorsitzende lässt über den Beschlussvorschlag – Teil 1 a) und b) – mit 
der Änderung, dass die laufenden Betriebskosten (Strom, Wasser, Versiche-
rung etc.) von den Nutzern zu tragen sind, abstimmen.  

Abstimmungsergebnis:   1 dafür 
      4 dagegen 
      1 Enthaltung 

Damit ist die umfassende Sanierung für 140.500 € abgelehnt. Die Nutzer sol-
len laufende Betriebsaufwendungen zahlen. Eine langfristige Nutzungszusage 
sei aus betriebswirtschaftlicher Sicht wegen vergleichsweise geringer Auf-
wendungen der Stadt nicht erforderlich.  
Zu Beschlussvorschlag Teil 1 c) und d)  wird erörtert, für die Einrichtung und 
Ausstattung weitere Mittel bereitzustellen. Da die Initiative auch eine „ge-
brauchte“ Ausstattung nutzen würde, sei zu prüfen, ob diese gestellt werden 
kann. Ferner ist ggf. der Umfang der laufenden Betriebskosten inkl. der Kos-
ten für die Bauunterhaltung zu prüfen.  
Frau Löwer plädiert dafür, weitere Abstimmungen zu vertagen. Der Finanz-
ausschuss schließt sich dieser Forderung an mit der Aufforderung, die Nut-
zungsvereinbarung entsprechend der Diskussion und Beschlussfassung zu 
den Betriebskosten zu überarbeiten. Der Tagesordnungspunkt soll in der 



   

nächsten Sitzung des Finanzausschusses weiter beraten werden. In der Zwi-
schenzeit sollte auch mit den Interessenten gesprochen und der Sanierungs-
aufwand überprüft werden. 
 
 

  



   

 
  
8 Aktualisierung des Leitbildes für Ahrensburg sowie der 

strategischen Ziele für die Entwicklung der Stadt 
- Ergebnisse aus der Zukunftswerkstatt - 

2009/033

  
 Frau Mellinger verteilt im Hinblick auf die Erörterung im Finanzausschuss am 

28.04.2009/ TOP 6 eine Übersicht über Wohnbaupotentiale mit der Ergän-
zung über größere Potentialflächen im Eigentum der Stadt Ahrensburg als 
Plan und in Schriftform (Anlage 2 a und b). 
Herr Koch verteilt den Entwurf einer Stellungnahme des Finanzausschusses 
zu den Empfehlungen und Projekten aus der Zukunftswerkstatt (Anlage 3 in 
überarbeiteter Fassung). Stellungnahmen von anderen Mitgliedern des Fi-
nanzausschusses liegen nicht vor, sodass sein Entwurf als Diskussionsgrund-
lage dient und absatzweise erörtert wird.  
 
1. Moderates und qualitatives Wachstum 
1.1 Schaffung von zusätzlichen Wohneinheiten innerhalb der Bebau-

ungsgrenzen Ahrensburgs 
1.2 Innenentwicklung vor Außenentwicklung: Ausweisung neuer 

Wohnbauprojekte am Stadtrand nur in begründeten Ausnahmefäl-
len 

 Im 4. Absatz ist die Bezeichnung „Ahrensfelder Weg“ durch „Ahrens-
burger Redder“ zu ersetzen, da der Ahrensfelder Weg in Großhansdorf 
gemeint ist und dieses zu Missverständnissen führen könnte.  

 
Mit dieser Änderung wird der Stellungnahme zugestimmt.  
 
Abstimmungsergebnis:   5 dafür 
      1 Enthaltung 
 
 
2. Starkes Mittelzentrum 
2.1.3 Weiterentwicklung von Ahrensburg als Wohn-, Bildungs- und Ar-

beitsstättenstandort 
 Herr Marzi merkt an, dass aus seiner Sicht der Bedarf an weiteren 

Gewerbegebieten zurzeit fraglich sei. Er erinnert an die Anfrage zu 
Leerständen in den Gewerbegebieten. Dem schließt sich Herr Stuken-
berg an, der ebenfalls eine Information über Leerstände wünscht. Der 
Vorsitzende führt aus, dass die Stellungnahme zum Leitbild generelle 
Aussagen enthalte und keine kurzfristige Betrachtungsweise. In die-
sem Sinne sei die Aussage, dass für die zukünftige Entwicklung Ah-
rensburgs als Wirtschafts- und Arbeitsstättenstandort die weitere Er-
schließung des Gewerbegebietes Beimoor Süd von entscheidender 
Bedeutung ist und durch die Bereitstellung von Erweiterungsflächen 
sowie durch Neuansiedlung das bislang erreichte Niveau gehalten und 
ggf. ausgebaut werde, richtig.  

Der Finanzausschluss schließt sich dem Entwurf der Empfehlung an.  



   

 
Abstimmungsergebnis:   5 dafür 
      1 Enthaltung 
 
 
2. Starkes Mittelzentrum 
2.3.2 Stärkung der Innenstadt, z. B. Schaffung neuer Angebote: Handel 

und Wohnungen 
Der Finanzausschuss stimmt dem Entschluss der Stellungnahme zu. 
 
Abstimmungsergebnis:   Alle dafür 
 
 
Weitere in der Zukunftswerkstatt abgestimmte Empfehlungen und Pro-
jekte 
Verlagerung der Firma Schacht und Nachnutzung des Firmengeländes 
für Wohnungsbau 
 
Ein Ausschussmitglied erinnert in diesem Zusammenhang an die Änderung 
des F-Planes, um die Nutzung des Geländes der Firma Schacht für den 
Wohnungsbau zu ermöglichen. Ferner nimmt es Bezug auf das Protokoll des 
Finanzausschusses vom 28.04.2009/ TOP 16.2. Es wird angeregt, dass die 
Firma Schacht einen Neubau errichten sollte und nicht Räumlichkeiten anmie-
tet. In diesem Fall wäre es evtl. möglich, der Firma beim Erwerb eines Grund-
stückes behilflich zu sein. 
Der Finanzausschuss stimmt dem Entwurf der Stellungnahme ohne Änderung 
zu.  
 
Abstimmungsergebnis:   Alle dafür 
 
 
Weitere in der Zukunftswerkstatt abgestimmte Empfehlungen und Pro-
jekte 
Ansiedlung neuer Unternehmen insbesondere aus dem Dienstleis-
tungsbereich im Bereich des Haltepunktes Gartenholz 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass es sich nicht um einen S-Bahn-Haltepunkt, 
sondern nur um einen Haltepunkt handelt. Dieses ist zu korrigieren. 
Mit dieser Änderung stimmt der Finanzausschuss dem Entwurf der Stellung-
nahme zu. 
 
Abstimmungsergebnis:   Alle dafür 
 
In diesem Zusammenhang weist ein Ausschussmitglied darauf hin, dass die 
Restfläche, die für die Ansiedlung von Dienstleistungsgewerbe in Betracht 
kommt, im Bau- und Planungsausschuss festzulegen ist. Daher sei es erfor-
derlich, dass der Bau- und Planungsausschuss den möglichen Trassenverlauf 
der Nordtangente zeitnah festlegt.  
 
 



   

Weitere in der Zukunftswerkstatt abgestimmt Empfehlungen und Projek-
te 
Prüfung der Möglichkeiten für die Realisierung eines Stadtbusses in Ah-
rensburg, Einführung möglichst bis 2010 
 
Der Finanzausschuss stimmt dem Entwurf der Stellungnahme zu. 
 
Abstimmungsergebnis:   5 dafür 
      1 Enthaltung 
 
 
Weitere in der Zukunftswerkstatt abgestimmt Empfehlungen und Projek-
te 
Rathauspavillon als Informations- und Diskussionsstandort 
 
Der vorletzte Satz des Entwurfes ist wie folgt zu fassen: 
„Sofern die Nutzungsart auch die Zustimmung des zuständigen Bildungs-, 
Kultur- und Sportausschusses findet, wäre aus Sicht des Finanzausschusses 
eine Übernahme laufender Betriebskosten durch die Stadt vertretbar.“ 
Der letzte Satz („Die zeitliche Nutzung sollte dabei auf den Zeitraum bis zur 
Fertigstellung des neuen Peter-Rantzau-Hauses begrenzt sein.“) ist zu strei-
chen.  
Mit diesen Änderungen stimmt der Finanzausschuss dem Entwurf der Stel-
lungnahme zu. 
 
Abstimmungsergebnis:   5 dafür 
      1 dagegen 
 
 
 
 

  



   

 
  
9 Änderung der Verwaltungsgebührensatzung 2009/046
  
 Ein Ausschussmitglied erkundigt sich nach inhaltlichen Veränderungen. Der 

Berichterstatter teilt mit, dass die Vorlage nicht verändert wurde. In der Zwi-
schenzeit erfolgte ein Abstimmungsgespräch mit dem Rechnungsprüfungs-
amt erzielt.  
 
Ein Ausschussmitglied bittet darum, alle Änderungen gegenüber der Ur-
sprungssatzung durch Fettdruck hervorzuheben. Dieses ist zukünftig 
grundsätzlich zu beachten. Der Finanzausschuss schließt sich dieser Bitte 
an.  
 
Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. 
 
Abstimmungsergebnis:   Alle dafür 
 

  



   

 
  
10 Änderung der Bewilligungsbedingungen der Stadt Ah-

rensburg 
2009/045

  
 - abgesetzt - 
  



   

 
  
11 Breitbandanbindung der Gewerbegebiete 

- Feststellung der Anforderungsprofile - 
2009/064

  
 Der Berichterstatter teilt ergänzend mit, dass die GAG mit den Stadtwerken 

Neumünster zusammenarbeitet. Dort haben die Stadtwerke selbst die Aufga-
be der Breitbandverkabelung übernommen. Zunächst werden in einer kleinen 
Nachbargemeinde betriebswirtschaftliche und technische Erfahrungen zu der 
Thematik gesammelt. Ab Juli 2009 beginnt in der „Textgemeinde“ die flä-
chendeckende Verlegung des Glasfasernetzes.  
 
Vorgespräche der Verwaltung haben gezeigt, dass zunächst festzustellen ist, 
was die Ahrensburger Firmen tatsächlich benötigen und dann zu entscheiden 
ist, ob und ggf. in welcher Form tatsächlich eine Verbesserung der Breitband-
anbindung erfolgen muss. Daher ist es erforderlich, dass IT-Fachleute diesen 
Bedarf durch Abfragen erkunden. Sollten technische Maßnahmen erforderlich 
sein, könnte dieser Bereich ein Geschäftsfeld der GAG werden.  
 
Ein Finanzausschussmitglied bittet darum, den von der Firma Netzkontor 
Nord zu entwickelnden Fragebogen dem Finanzausschuss zur Kenntnis zu 
geben. Der Berichterstatter sagt dies zu. 
 
Dem Beschlussvorschlag wird zugestimmt. 
 
Abstimmungsergebnis:   5 dafür 
      1 Enthaltung 
 
 
Anmerkung der Verwaltung 
 
Als Produktsachkonto ist 11145.5431010/ Spezielle Geschäftsaufwendungen 
anzugeben. Dieses wird hiermit korrigiert. Eine außerplanmäßige Ausgabe ist 
nicht erforderlich. Sollte der Haushaltsansatz nicht reichen, können Mehrauf-
wendungen innerhalb des Deckungskreises ausgeglichen werden. Beim Pro-
duktsachkonto 11145.5211000 ist ein Haushaltsansatz von 20.000 € vorhan-
den, der aus heutiger Sicht evtl. Mehraufwendungen ausgleichen könnte. 
 
 

  



   

 
  
12 Verschiedenes 
  
  
  
  
12.1 Erweiterte Räume für den Kinder- und Jugendbeirat 

- Einladung - 
  
 Herr Feldvoss teilt mit, dass Herr Jahn aus dem Bruno-Bröker-Haus in die 

Waldstraße 12 umgezogen ist und der Kinder- und Jugendbeirat daher dieses 
Büro jetzt übernehmen konnte. Er kündigt eine Einladung an die Stadtverord-
neten - verbunden mit einer Einweihung - in diese Räume an.  
 

  



   

 
  
13 Kenntnisnahmen 
  
  
  
  
13.1 Anschaffung eines Notstromaggregats für das Rathaus 
  
 Der Berichterstatter teilt mit, dass zwischenzeitlich der Fachdienst Zentrale 

Gebäudewirtschaft offiziell an das THW und die Freiwillige Feuerwehr Ah-
rensburg erneut – dies in schriftlicher Form – herangetreten sei. Der Vermerk 
liegt als Anlage 4 bei.  
 
Danach kann das THW bei Eintreten eines Katastrophenfalls nicht sicherstel-
len, dass der Betrieb des Rathauses in einem Zeitraum von bis zu 15 Minuten 
wieder aufgenommen werden kann. Die Notstromaggregate der Freiwilligen 
Feuerwehr Ahrensburg sind nicht geeignet, im Katastropheneinsatz das Rat-
haus auskömmlich zu versorgen. Ein dort untergestelltes Notstromaggregat 
könnte jedoch in diesem Zeitraum zum Rathaus gebracht werden und dort 
den Betrieb sicherstellen. Daher wird dringend empfohlen, ein eigenes Not-
stromaggregat anzuschaffen.  
 
Da entsprechende Haushaltsmittel für den Kauf eines Notstromaggregats 
vorhanden sind, ist ein eigener Beschluss des Finanzausschusses für den 
Ankauf nicht erforderlich. Es galt in den vergangenen Monaten lediglich, den 
Bedarf zwingend abzuklären. 
 
Herr Stukenberg teilt mit, dass er die Beschaffung eines eigenen Notstromag-
gregates unverändert bezweifelt.  
 

  
  
13.2 Weitere Nutzung der Holzhäuser Reeshoop 55 c (Vorlagen-

Nr. 2008/ 131) 
  
 Unter Bezug auf die Vorlage Nr. 2008/ 131 über die weitere Nutzung der 

Holzhäuser Reeshoop 55 c wird durch die Verwaltung daran erinnert, dass 
eine der vier Wohnungen an die Badlantic Betriebsgesellschaft vergeben 
werden sollte. 
 
Vorgesehen war – entsprechend einer Anfrage – eine Wohnung als Büro an 
den Personalrat der Badlantic Betriebsgesellschaft zu vergeben. Die Bad 
GmbH hat hierzu nicht ihre Zustimmung erteilt. Der Personalrat teilt sich ein 
Büro mit der DLRG Ahrensburg.  
 
Während die Ortsverbände des DLRG in anderen Kommunen seit Jahren ü-
ber eigene Räumlichkeiten verfügen, finden die Treffen des Ortsverbandes 
Ahrensburg häufig in privaten Räumen des Vorstandes statt. Wegen der örtli-
chen Nähe zum badlantic eignen sich die Räume im Reeshoop 55 c daher in 
besonderer Weise für die ehrenamtliche Arbeit der DLRG in Ahrensburg.  



   

 
Die DLRG würde die Betriebskosten tragen, Sie bittet jedoch um einen Zu-
schuss in Höhe der Miete. Diese Angelegenheit wird im Sozialausschuss be-
raten. 
 
Der Finanzausschuss nimmt den Bericht zur Kenntnis. 
 
 
 
gez. Tobias Koch     (Haase) 
Vorsitzender      Protokollführerin 
 

  
  
 


